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Stellen wählbar, der nicht ein Glied der helvetischen

Tagsatzung oder des Landraths, Cantonsstatthaltcr, Can.
îvnSverwaller oder Unterstatthalter ist oder gewesen ist,

der nicht zo Jahre alt, und eines lintadcihaften Wan-
dels <st. Die Glieder des kleinen Raths bleiben drey

Jahre an ihren Stellen, und können nach Verflnß
gleicher Zeit wieder gewählt werden. — Der kleine

Rath kann den Landrath ansserordentlich zusammen-

ruffen oder die abwesenden Glieder durch Kreisbriefe
zu Rathe ziehen.

Al! g. W à h l b a r k e its b e d i n g. Wmw die

Aussagen wider Vermuthen und Wünsche des Landraths
d abehalten werden müßte», so muß man um zu Be-
zirkàmtcrn wählbar zu seyn, jährlich 4 Fr., für Can-

tonalämtcr 8 Fr., und für Nationalämter 24 Frt
Abgabe entrichten.

Der Landrath hat beschlossen, daß alles daS, was

die richterlichen Behörden belangend, in diese Canto-

nal. Constirutib i eingcrükt worden ist, zu End als ein

Appendix zusammengetragen werden soll, und er hat
für dcu Fall der Verwerfung dieser gerichtlichen An-
stalten < einen öffentlichen Beamten in jedem Bezirke

unter dem Namen Großge walls h aber aufge-

stellt, welcher dann anstatt des Großcastlans, die Be-
fehle der oberen Behörden empfangen, denen Gewalts-
habern üdermachen, und die Bezirksräthe zusammen-
ruffen soll.

Allgemeine Gesichtspunkte zur Gründung und
Beurtheilung einer Staatsverfassung.
Von Vetsch/Mitgl. der helv. Tagsatzung.

Fortsetzung.

Mögen vaterlandsliebende redliche Männer, oder

engherzige nach ausschließlichen Rechten oder nach Lo-

kalvorlhcilen jagende Kleinherrscher, oder an süsse ge-

sttzlose Freyheitsspiclereyen geheftete Demagogen, in Aus-

stellung verschiedener Regierung zu einem Staat,
jene Vortheile, jene Nalionalkraft zu finden glauben;
mögen fie daher im Gefühle der Unzulänglichkeit ver-

suchen, diese Regierungen durch ein eidliches Band zu

einer Seldstständigkeit des Staats zusammen zu knüpfen

oder sie einer Centralregierung dergestalt unterzuordnen,

daß dennoch ein Staat, ein Vaterland, ein Interesse

aus allen diesen besondern Jnteress.n und Staaten ent-

stehe; so bleibt es sowohl nach dem einten oder andern

Kunstgriff, unter dem gegenwärtigen Grab der Cultur

der Menschen, und nach Natur der Sache, eine
positive Unmöglichkeit, alle die durch diese verschiedenen
Regierungen getrennten Interesse für immer für ein
einziges, für das Wohl Aller zu entstammen, und
hiemit jene Nationalstärke zu erhalten. Hiezu würde'
der höchstdenkbarste Grad der reinsten Moralität aller
dieser verschiedenen Regierungen und Völkgen crfoderk,
der traurigerweis nie die Völker beglükte, und nie be°
glücken wird?

Die wesentlichsten Erfodernisse zur Bildung der höchst-
möglichsten und dauerhafteste Nationalkraft: d i eE > n.
heit des Interesses und die möglichste
Freyheit geht mit der Aufstellung verschiedener
Regierungen, wo nicht ganz, doch zum Theil auch
unter den annäherndsten Bedingungen zur Formirung
eknes Staats verlohcen. Nie kann eine besondere Re-
gweung, die nur etwas unabhängiges für sich bestehen,
des vorstellt, ohne ein besonderes Interesse, das
von dem der andern abweicht, gedacht werden. Wozu
anders sonst eine besondere Regierung für das und jenes
Völkge» im Staate? Jede nur merkbare Abweichung
des Interesses einer Regierung von der andern, enthält"
den Stoff zu größern.

Die vortheiihafte Lage, die weitere Ausdehnung, des
Lands und die größere Bevölkerung der einten AdNzei-
lung gegen der andern entwickelt diesen Stoff; die
Neigung, größer, bevorrechteter und glüklicher zu seyn,

denuzt alle Mittel es wirklich zu werden, halt jeden
Vortheil an sich, und damit gewinnt die Trennung
des Interesses selbst auf Rechnung der Freyheit weckeim

Spielraum; jcne wohlgemeinten eidlichen Bande oder
jener lockere Mechanismus reichen nicht mehr hin, diese

reger gewordenen verschiedenen Interessen ausdas allgr,
meine Jmercsse der Staalsgesellschaft zu vereinigen;
die größern, reichern kehren sich nach und nach nicht
mehr nach den andern; ihre Stärke, ihr Uebergewichl
im Innern und aus die Gunst der auswärtige» Staa-
ten, macht sie von den innern Regierungen und Völkern
unabhängiger; der freye Verkchr wird zum Vortheil der
größer» modisicirt und gegen die kleinern eingeengt;
die Adthellungslinien werden zu Grenzen der Vorrechte;
der Verlust der gegenseitigen Freyheit einer Provinz zur
andern zieht den Verlust der Freyheit aller Individuen
nach sich; die ganze Staatsqesellschast liefert weder der
politischen noch der bürgerlichen Freyheil ihre Gewähr-
leistung mehr; die Wichten jedes Regierung zum Gau-
zen werden kälter oder nich: mehr erfüllt; die Regie-
rmlgen im Innern selbst sind gegenseitig gefährdet; die
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Bürger sehen nur in ihrer Provinz ihr Vaterland; —
gebeugt und verachtet stehen die kleinern und äcmern in
Allem zurük; ihnen fehlen die Mittel zur Beförderung
ihres Wohlstandes.

Dièse Verschiedenheiten nnd die vermehrte Menge
der Beamteten, die unvermeidlich durch Aufstellung
.mehrerer verschiedenen Regierungen auf einen kleinen

Fleck Landes in einem Slaac entstehen, und an den

Kräften und dem Vermögen der Einwohner unaufhör-
lich, unverhälinißmäßig zu andern Staaten, und zum
eigenen Bedürfniß zehren, müssen im Allgemeinen den

Gemeingcist, die Bevölkerung Aufklärung, Handlung,
Künste und Wissenschaften niederdrücken, und die Vor-
theile zur Vervollkommnung der Nationalkraft und des

Nationalwohlstands, die mir durch vereinte Kräfte erhält-
lich sind, als ergiebige Bergwerke zurTewmung von Me»

gall, die Austroknung und Abtiefung von Sümpfen zur
Gesundheit und Vermehrung des guten Landes/ die

Einschränkung reisscnder Flüsse, und die Anlegung für
die Handlung vortheilhafcer Land- und Wasserstrassen

.verhindern und damit die Nationaîkraft hemmen, und
die Staatsgestllschafc der Uedcrmacht der Gefahr anderer

Staaten dlosstellen.

Jede gesellschaftliche Ordnung will Einheit des Zweks
und Uebereinstimmung der Mittel, blos eine Regierung
meinem Staat, die, obgleich nach den verschiedenen

Verrichtungen in verschiedene Corps getheilt, dennoch

einander als so viel moralische Personen dergestalt bey-

geordnet sind, daß sie im Grund nur zur Ergänzung

diene», nur eine Regierung ausmachen, die darauf
berechnet ist, in der ganzen Staatsgefellfchast eine

Kraft zu bilden, die die einzelnen zerstörenden Kräfte

überwiegt, vorder alle Staatsbürger gleich sind; unter

der die Auflagen mit dein Vermögen, den Einkünften

der Steuerbaren im Verhältniß stehen, und znm allge-

meinen Nutzen angewandt werden; die den Puls der

Freyheit im ganzen Staat gleichmäßig bewegt, die

Staatsgefellfchast zu allen Vortheilen hinlenkt und die

Staatskraft zur Aeufnung und zur äussern und inner»

Sicherheit der Freyheit und der Rechte nach einem ent-

sprechende» einfachen System leitet; ist allein dazu geeig-

»et, die Nalionaikraft, die Selbstständigkeit der Staats-
gestllschaft auf jene Stusse zu erheben, auf der sie im
Kreise andrer Staaten blühen u. unabhängig stehen kan.

Ein nicht weniger wichtiger Theil, auf den eine

versassnnggcündcnde Gewalt Rüksicht zu nehmen hat,
sind tue Bedingungen M Aufstellung und Bildung ei-

mr Regierung.

Von den Bedingungen zur Bildung einer Regierung
(von der die Gesetze und ihre Anwendung ausgehen,
durch die ein Volk regiert wird) hängt ganz besonders
die politische und bürgerliche Freyheit ad.

Die Bestimmung der Bildung einer Regierung führt
auf den Er'olg, ob die Regierung als das Eigenthum
der Staalsgesellschast, oder die Staalsgesellschast alS
das Eigenthum der Regierung angesehen und behandelt
werden könne; und hiemit ob die politischen und bür-
gerlichen Rechte durch den Gesellschaftsverkrag hinläng.
lich gesichert, oder ob die Mehrheit des Volks nach
und nach zu Knechten einzelner Menschen gemacht wer-
den können.

Soll die Regierung das Eigenthum der Staatsge-
sellschaft seyn, sollen die politischen und bürgerlichen
Freyheiten fortdauernde Sicherheil erhalten; so müssen
die Gesetze, durch die das Volk regiert wird, von
ihm selbst ausgehen. Die gesetzgebende Gewalt kommt
dem vereinigten Willen des Volks zu. Das Gesetz ist
für Alle gleich schützend und strafend ; es soll Niemand
unrecht thun. Es ist immer möglich, wenn Jemand
gegen einen Andern verfügt, daß er ihm unrecht thut,
nie aber in dem was er über sich selbst beschließt ; hie-
mit kann nur der übereinstimmende Witte aller Bürger
gesetzgebend seyn ; vie Bedingungen zur Ausstellung einer
Regierung, von der die Gesetze im Namen des Volts
entworfen und angewendet werden, dürfen den Einfluß
des allgemeinen Willens auf die Gesetze nicht hindern;
die Regierung muß eine Volksregierung durch Stellver-
trettung seyn.

Das Recht, regieren zu können, kann nie das Ei.
gemhum eines Einzelnen, oder einiger ausschliessender

Familien werden, es ist das unveräusserliche Eigen,
thun, der Staatsgcsellfchaft; weder Stände, Reichlhü.
mer, „och der Landbesitz giebt ei» Vorrecht zur Regie,
rung; die Bedingungen des gesellschaftlichen Vertrags
in der Constitution verfaßt, müssen der Staatsgesell.
schaft das Recht, von sich aus eine Regierung setzen

zu können, zusichern.

Die Uebertragung der Ausübung jeder Gewalt an
die in der Constitution b?stimmten Beamteten, soll durch
die'Verfassung nur als ein Austrag, als eine Pflicht,
nie aber als ein eigenthümliches Recht gemacht werden.

Der Zutritt zu den öffentlichen Stellen muß jedem
Staatsbürger offen stehe» ; die Wahl gründet sich allein

auf den Vorzug der Tugend und die Fähigkeiten.
(Die Fortsetzung folgt.)
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